
 

Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 AktG zu TOP 7 
über die Gründe des Ausschlusses des Bezugsrechts bei der Schaffung eines 
genehmigten Kapitals 

Der Vorstand erstattet gem. § 203 Abs. 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG über die Gründe für 
den Ausschluss des Bezugsrechts diesen Bericht: 

Die derzeit in der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmalig bis zu 
insgesamt EUR 3.800.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe neuer, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Grundkapital von EUR 1,00 
je Aktie zu erhöhen, wobei das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann 
(Genehmigtes Kapital 2020), läuft im Dezember 2025 aus. 

Um die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft nachhaltig sicherzustellen, soll das 
bestehende Genehmigte Kapital 2020 aufgehoben und ein neues Genehmigtes Kapital 
2025 geschaffen werden.  

Das neue Genehmigte Kapital 2025 soll bis zu EUR 3.800.000,00 betragen. Die 
Gesellschaft soll durch die vorgeschlagene Ermächtigung die Möglichkeit erhalten, 
kurzfristig auf auftretende Finanzierungserfordernisse reagieren zu können. Zu diesem 
Zwecke soll der Vorstand auch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen: 

Der Vorstand der Gesellschaft soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025 
ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem 
Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Dies ist erforderlich, um ein technisch 
durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an 
der Wertpapierbörse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 
Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung der Spitzenbeträge 
gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen 
Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. 

Zudem soll das Bezugsrecht beim Genehmigten Kapital 2025 ausgeschlossen werden 
können, wenn die Volumenvorgaben und die übrigen Anforderungen für einen 
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Ein etwaiger Abschlag 
vom aktuellen Börsenpreis wird voraussichtlich nicht über 3 % jedenfalls aber maximal 
bei 5 % des Börsenpreises liegen. Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll die 
Verwaltung in die Lage versetzen, kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen und 
dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag und 
damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine derartige 
Kapitalerhöhung führt wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu 
einem höheren Mittelzufluss als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrechten 
der Aktionäre. Es kommt zwar dadurch zu einer Verringerung der relativen 
Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. 
Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil 
erhalten möchten, haben jedoch in der Regel die Möglichkeit, die hierfür erforderliche 
Aktienzahl über die Börse zu erwerben. 

 



 

Der Vorstand soll schließlich im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025 ermächtigt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen 
gegen Sacheinlage in Form von Unternehmen und/oder Unternehmensteilen, 
Gesellschaften und/oder Gesellschaftsanteilen, einer einen Betrieb bildenden 
Gesamtheit von Wirtschaftsgütern sowie Immobilien auszuschließen. Diese 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bezweckt, der Gesellschaft die 
Möglichkeit zum Erwerb von derartigen Sachen, Gegenständen und/oder Rechten auch 
dann einzuräumen, wenn deren Inhaber als Gegenleistung die Verschaffung von 
stimmberechtigten Aktien der erwerbenden Gesellschaft verlangen. Zwar kommt es 
durch den Bezugsrechtsausschluss zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote 
und des relativen Stimmrechtsanteils der bisherigen Aktionäre. Bei Einräumung von 
Bezugsrechten wäre jedoch der Erwerb derartiger Sachen, Gegenständen und/oder 
Rechten gegen die Gewährung von Aktien nicht möglich. Die damit verbundenen Vorteile 
für die Gesellschaft und damit einhergehend auch für die Aktionäre wären nicht 
erreichbar. 

Bisher bestehen keine konkreten Pläne für solche Erwerbsvorhaben. Wenn sich die 
Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen und/oder Unternehmensteilen, 
Gesellschaften und/oder Gesellschaftsanteilen, einer einen Betrieb bildenden 
Gesamtheit von Wirtschaftsgütern sowie Immobilien konkretisieren, wird der Vorstand 
sorgfältig prüfen, ob er von dem Genehmigten Kapital 2025 zu diesem Zwecke gegen 
Ausgabe von Aktien Gebrauch machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn der Erwerb 
von derartigen Sachen, Gegenständen und/oder Rechten im Interesse der Gesellschaft 
liegt. Nur dann wird auch der Aufsichtsrat seine Zustimmung erteilen. 

Es bestehen bisher keine konkreten Pläne für Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten 
Kapital 2025. Bei der Abwägung aller genannten Umstände halten der Vorstand und der 
Aufsichtsrat den Bezugsrechtsausschluss in den genannten Fällen aus den vorgenannten 
Gründen für sachlich gerechtfertigt und angemessen. Hierbei wurde auch der zulasten 
der Aktionäre eintretende Verwässerungseffekt berücksichtigt. Der Vorstand wird der 
Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 Bericht 
erstatten. 

Nürnberg, im Juni 2025 

Immovaria Real Estate AG 

 

Der Vorstand 

 


